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er Integrationsprozeß in Europa läßt 
sich höchst unterschiedlich interpretie-

ren. Mit Fritz Scharpf läßt sich jedoch feststel-
len, daß im Rahmen der Europäischen Union 
die „positive Integration", also gemeinsame 
marktgestaltende und -korrigierende Politiken 
auf europäischer Ebene, weit hinter der „negati-
ven Integration", nämlich dem Abbau von Han-
delshemmnissen zur Schaffung eines einheitli-
chen Marktes, zurückbleibt (1). Auf Grundlage 
der Römischen Verträge (1957) und der Ein-
heitlichen Europäischen Akte (1987) konnten 
die Europäische Kommission und der Europäi-
sche Gerichtshof den gemeinsamen Markt auf 
immer mehr Sachgebiete ausweiten, ohne daß 
der Europäische Ministerrat dazu eine Entschei-
dung treffen mußte. Die Marktintegration wurde 
somit automatisch und „politisch unreflektiert" 
vorangetrieben. Hingegen hängt die positive 
Integration, deren Grundsätze oft nicht explizit 
durch den Vertrag fixiert sind, jeweils von Mini-
sterratsentscheidungen ab und ist aufgrund der 
hohen Konsenserfordernisse kaum umsetzbar. 
Im Ergebnis wurden die nationalstaatliche poli-
tische Einbettung der Wirtschaft gelockert und 
entsprechende Steuerungsmöglichkeiten er-
schwert, ohne daß es auf einer höheren Ebene 
zu einer entsprechenden Rereguherung gekom-
men ist. Direkte Einschränkungen für die natio-
nale Politik ergeben sich aus den rechtlichen 
Grundlagen des Marktes, also den vier Freihei-
ten (für Waren, Dienstleistungen, Kapital und 
Arbeit) und dem Wettbewerbsrecht, welche 
bestimmte Politikinstrumente ausschließen bzw. 
deren Anwendung schwieriger machen. 
Dadurch werden die Autonomiespielräume der 
Mitgliedsstaaten zunehmend eingeschränkt. 
Indirekte Autonomiebeschränkungen ergeben 
sich dadurch, daß sich durch die vier Freiheiten 
die mobilen Faktoren dem regulierenden Zugriff 
des Nationalstaates entziehen können. 
Nichtsdestotrotz hat sich eine EU-Umweltpolitik 
als gemeinschaftliches Handlungsfeld entwickelt 
(vgl. Stichwort: Europäische Harmonisierung 
auf S. 13). Vielfach konnte durch materielle und 

prozedurale Vorgaben als Ergebnis des Harmo-
nisierungsprozesses sogar eine Verbesserung 
der limweltstandards erreicht werden (2). 
Dieses Spannungsverhältnis zwischen Umwelt-
politik und Marktintegration wurde im Rahmen 
eines EU-Forschungsprojektes mit dem Titel 
„SustainWaste" unter Beteiligung ton Wissen-
schaftlern aus fünf Ländern (Griechenland, 
Deutschland, Italien, Frankreich und Holland) 
an dem Beispiel (Haushalts-) Abfallpolitik ver-
tieft untersucht. In den angeführten Ländern 
wurden die langfristigen Entwicklungslinien der 
nationalen PoÜtiken sowie die Spannungen bzw. 
Interaktionen zwischen den Abfallregimen 
untersucht. 

• Neue Sichtweise 
Als theoretische Ansätze dienten die Theorie der 
Konventionen und die Regimetheorie (vgl. den 
Beitrag von Godard in diesem Heft). Daraus 
folgt eine Erweiterung der Sichtweise auf Har-
monisierungsprozesse innerhalb der EU, die die 
unterschiedlichen „Weltsichten" in den jeweili-
gen Nationalstaaten zum Ausgangspunkt nimmt. 
Diese sind das Ergebnis von Konventionen, die 
in kollektiven Prozessen entstehen, um die all-
gegenwärtigen Unsicherheiten zu bewältigen. 
Der wirtschaftliche Imperativ des freien Binnen-
marktes berücksichtigt solche kollektiven Pro-
zesse nur sehr begrenzt und wenn, dann vor-
rangig als Hemmnis für die wirtschaftliche 
Liberalisierung. Gerade die unterschiedlichen 
Konventionen und Wertvorstellungen in den 
Ländern führen aber zu den wesentlichen Kon-
flikten zwischen unterschiedlichen Regimen 
und werfen die Frage auf, welche Harmonisie-
rungsschritte in welcher Form geeignet sein 
können, um die prinzipiellen Vorteile offener 
Märkte nicht in Frage zu stellen. Rein ökonomi-
sche effizienzorientierte Betrachtungen greifen 
hier zu kurz, gerade weil wesentliche Elemente 
der Entscheidungsfindung und Wertvorstellun-
gen nicht einbezogen werden. Ein entscheiden-
des Element der europäischen Integration wäre 
es insofern, zu gemeinsamen Vorstellungen über 
die Entwicklung der EU und die Fragen des 

Umweltschutzes und der Nachhaltigkeit zli kom-
men. Dies kann letztlich allein in einer pro-
zeßorientierten Herangehensweise durch dis-
kursive Prozesse auf vielen Ebenen der 
jeweiligen Nationalstaaten erfolgen. Harmoni-
sierungsprozesse könnten in der Folge wesent-
lich friktionsloser etabliert werden. 
Eine wesentliche Rolle können in diesem Zusam-
menhang eine Orientierung der Politik am Ziel 
der Nachhaltigkeit, „best practice"-Beispiele und 
die Dissemination von Erfahrungen spielen. Dies 
setzt aber voraus, daß solche Erfahrungen und 
Lernprozesse im Umgang mit Umweltproblemen 
auf den jeweiligen nationalen Ebenen gemacht 
werden können. Es sollte eine Konkurrenz um 
die „besten" ökonomisch-ökologischen Lösun-
gen stattfinden. Insofern ist es nicht allein die EU-
Ebene, die Harmonisierungsprozesse von „oben" 
anstoßen sollte, sondern Anstöße in diese Rich-
tung sollten gerade auch von „unten", d.h. den 
jeweiligen Umweltpolitiken und Akteuren kom-
men. Es geht damit mehr um Prozesse in Rich-
tung einer Nachhaltigen Entwicklung, die als 
Ergebnis die Harmonisierung zur Folge haben, 
als um die Durchsetzung von Harmonisierungs-
vorgaben, die unterschiedliche Startpunkte nicht 
hinreichend berücksichtigen. 
Die Analyse der Abfallpolitik verdeutlicht die 
angedeuteten Probleme von Harmonisierungs-
prozessen exemplarisch. Im Grundsatz weisen 
die nationalen Abfallpolitiken ähnliche Entwick-
lungstendenzen auf; diese laufen bzw. tiefen 
aber nicht zeitlich synchron ab und unterschei-
den sich zudem in den zugrundeliegenden Kon-
ventionen und Prinzipien. Die „prevention lad-
der" (Vermeidung vor Verwertung vor Be-
seitigung), die als Leitidee Anfang der 70er Jah-
re entwickelt wurde, wirkte mit einem erhebli-
chen „time-lag" auf die Abfallpolitik und war 
prägend z.B. für die Verpackungsverordnung, 
also die Verlagerung der Verantwortung für den 
Abfall auf die Hersteller und nicht mehr auf die 
entsorgungspflichtigen Körperschaften. 
Diese abfallwirtschaftliche Umorientierung ist 
aber zugleich der wesentliche Grund dafür, daß 
Friktionen zwischen den jeweiligen Regimes der 
unterschiedlichen Staaten auftreten. Die klassi-
schen Prinzipien der Abfallwirtschaft wie das 
Autarkieprinzip, das Prinzip nah räumlicher Ent-
sorgung etc. vertieren bei den nun zentralen Fra-
gen der Wiederverwertung und des Recycling an 
Bedeutung. Das Management der Stoffströme 
überschreitet oft nationale Grenzen; nationalstaat-
liche Politiken induzieren häufig Handel oder 
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ie Harmonisierung von nationalen Politien ist ein Pro-
blemfeld, das die Europäische Union (EU) bzw. im 

wirtschaftlichen Zusammenhang die Europäische Gemein-
schaft seit ihrer Gründung 1957 begleitet. Dabei sind aus 
ökologischer Perspektive zwei Dimensionen bedeutsam, 
deren Konflikt für einen Großteil der bestehenden Probleme 
verantwortlich ist: 
• Die handelspolitisch motivierte Harmonisierung von 
(nicht nur) umweltpolitischen Regulierungen und 
• die Entwicklung einer gemeinsamen europäischen 
Umweltpolitik. 
Diese Zweiteilung spiegelt sich auch im EG-Vertrag wider. 
Im Kern der Europäischen Integration steht die Bildung 
eines gemeinsamen Binnenmarkts, d.h. der vertraglich fest-
gelegte Abbau aller Handelshemmnisse (Art. 100 des EG-
Vertrags, Art. 94 in der neuen Nomenklatur des Amsterda-
mer Vertrages von 1997) . Als solche kommen potentiell 
auch Umweltregulierungen in Frage. Lange Zeit galt die Pri-
orität der Handels- vor der Umwelfpolitik und das Damo-
klesschwert des Art. 100 schwebte über jeder handelswirk-
samen nationalen Umweltmaßnahme. 

Stichwort: 
Europäische 

Harmonisierung 
Eine eigenständige Umweltpolitik betreibt die EU faktisch 
auf Initiative der Europäischen Kommission und mit Dul-
dung durch den Europäischen Gerichtshof seit Mitte der 
70er Jahre. Eine formelle Zuständigkeit besitzt sie jedoch 
erst seit der Einheitlichen Europäischen Akte von 1986, 
wobei die Verantwortung für die Umsetzung gemäß dem 
Subsidiaritätsprinzip auf der nationalen Ebene verbleibt. 
Es wurde einerseits ein Kapitel „Umwelt" (Art. 130r-f; 
heute Art. 174-176) in den EG-Vertrag eingefügt, unter 
das alle nicht direkt binnenmarktrelevanten Regelungen 
fallen. Hier wird den Mitgliedsstaaten prinzipiell eine 
nationale Vorreiterrolle zugestanden. Andererseits wurde 
das Binnenmarktkapitel in Art. 100a,b (heute Art. 95) 
umweltpolitisch ergänzt und auch hier ein „hohes Schutz-
niveau" garantiert, aber auch die gegenseitige Akzeptanz 
nationaler Standards festgeschrieben. (Neue) nationale 

Alleingänge bei produktbezogenen Umweltstandards sind 
jedoch seit Amsterdam nur noch möglich, wenn neue wis-
senschaftliche Erkenntnisse nachgewiesen oder spezifi-
sche Länderprobleme geltend gemacht werden. 
Während der Beschlußfassungsprozeß innerhalb der 
europäischen Institutionen immer komplizierter wird, wur-
den im lefzlich immer noch entscheidenden Ministerrat 
gemeinsame Umweltpolitiken Schritt für Schritt erleich-
tert. Seit dem Vertrag von Maastricht 1992 reicht - wie 
bei direkt binnenmarktrelevanten Regulierungen von jeher 
- eine qualifizierte Mehrheit für die Harmonisierung von 
Politiken aus. Ein Beispiel bildet die Altautorichtlinie, die 
Mitte Juli letzlich auch gegen den Willen Deutschlands 
verabschiedet werden konnte, nachdem Spanien und 
Großbritannien, die bis dato das Erreichen der notwendi-
gen Stimmenzahl blockiert hatten, zustimmten. Einige 
ökologisch gewichtige Themenfelder unterliegen jedoch 
weiter dem Einstimmigkeitsprinzip; Beispiele bieten die 
Energieversorgung und alle Steuerfragen und damit auch 
die Ökosteuer. 

aber wirken protektionistisch und haben hier-

durch direkte Rückwirkungen auf die Nachbar-

länder zur Folge. Dies ist wiederum ein Antrieb für 

Versuche, die Abfallpolitik zu harmonisieren (3). 

• Die Beiträge im einzelnen 
Die Beiträge des Schwerpunkts nehmen das Bei-

spiel der Abfallpolitik zum Ausgangspunkt, um 

europäische Harmonisierungsprozesse und ihre 

Probleme aus verschiedenen Perspektiven zu 

beleuchten. Dabei steht weniger der konkrete 

Ablauf auf der europäischen Ebene im Mittelpunkt; 

vielmehr dienen die nationalen Entwicklungen und 

ihre Wechselwirkungen als Ausgangspunkt für die 

Analyse des Spannungsfelds zwischen europäi-

schen und nationalen Regulierungen. 

Der grundlegende Beitrag von Olivier Godard 
(Frankreich) entwickelt den oben nur angedeu-

teten konzeptionellen Rahmen für die Analyse 

von Harmonisierungsprozessen ausführlicher. 

Wim Haßamp (Niederlande) zeichnet dann die 

Entwicklung des europäischen Abfallregimes ins-

gesamt und für die einzelnen Länder nach. Er 

zeigt u.a., daß die Differenzen der Abfallpolitiken 

zwar groß sind, aber die unterschiedlichen Dyna-

miken zu Anpassungsreaktionen der Regime 

führen. Harmonisierung ist somit weniger ein 

Problem des „Moments" denn des Prozesses. 

Der Franzose Nicolas Buclet thematisiert am Bei-

spiel der Verpackungspolitik in Dänemark und 

Deutschland das Spannungsverhältnis zwischen 

den grundsätzlichen Zielen des europäischen Bin-

nenmarktes und ökologisch begründeten nationa-

len abfallpolitischen Maßnahmen. Er kommt zu 

dem Ergebnis, daß wesentliche Maßnahmen sehr 

viel stärker mit den Interessenlagen einzelner 

Industriezweige zu erklären sind, als mit dem 

angegebenen Motiv des Umweltschutzes. 

Lilo Fischer widmet sich der Frage, inwieweit 

eine zunehmende Harmonisierung und die 

resultierende Beschränkung der Handlungs-

möglichkeiten positive Dynamiken in Frage 

stellt, die durch nationale Vorreiter erzeugt wer-

den könnten. 

Antonio Massarutto (Italien) verdeutlicht 

schließlich, daß die Politiken der Mitgliedslän-

der vielfach nur bei oberflächlicher Betrachtung 

einander ähneln. Er betont, daß Harmonisie-

rungsprozesse, die eine „top down"-Strategie 

verfolgen, vielfach nur begrenzt erfolgreich sind 

bzw. sein können, wenn nicht die Implementati-

onsbedingungen gerade auch in den Südländern 

der EU mit berücksichtigt werden. 

Die Beiträge folgen damit nicht der „gefestigten" 

Sichtweise deutscher umweltpolitischer Über-

zeugungen, sondern versammeln z.T. durchaus 

kontroverse Ansichten von Wissenschaftlern aus 

europäischen Ländern mit unterschiedlichen 

umweltpolitischen Traditionen. Diese Kontrover-

sen sind es jedoch, die die Entwicklung und Per-

spektiven der EU-Umweltpolitik prägen und prä-

gen werden. 
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